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Die Besoldunesverhältnisse

der Krankenkassenan^esteliten in Bayern.
Von Abteilungsvorsteher Richard Hof mann« Nürnberg.

im Anschluß an die zentralen Tarifvereinbarungen hatte

unser Verband bereits im Oktober 1919 mit dem Landesverband

bayerischer Ortskrankenkassen einen Bezirkstarif für das

bayerische Gebiet rechts des Rheins abgeschlossen, der hinsicht¬

lich der Besoldung den Kollegen ganz bedeuteivde Vorteile

brachte. Die Durchführung des Tarifs blieb aber immer nur

auf die größeren Kassen und auf solche Orte beschränkt, wo

unsere Organisation von dominierendem Einfluß war. Um aber

auch den kleineren Kassen die Vortc le des Tarifs zugute

kommen zu lassen, wurde die Verbindlicherklärung bei der Re¬

gierung beantragt. Unser Vorgehen stieß jedoch auf Widerstand,

weil die Regierung Konsequenzen befürchtete, wenn die Kassen¬

angestellten besser bezahlt würden als die Staatsbeamten. Auf

unser wiederholtes Drängen kam es schließlich zu Verhand¬

lungen im Ministerium iür soziale Fürsorge, die zu der bekannten

Vereinbarung vom 26. Juli 1920 führten und durch den Minister al-

erlaß vom 2. August 1920 veröffentlicht wurden. Nach dieser

Vereinbarung sollten die Kassenangestellten hinsichtlich ihrer

!>esoIdungsverhältnisse verg eichsfäh gen Gruppen der Besol-

d'mgsordnung für die bayerischen Staatsbeamten gleichgestellt
werden. Ebenso sollten die Urlaubsverhältnisse, Aufwandscnt-

Schädigung für auswärtige Dienstgeschäfte usw. denen der

Staatsbeamten angeglichen werden. Um Streitigkeiten über de

Einreihung in die betreffenden Gruppen zu vermeiden, sollten

möglichst Standesbezeichnungen gewählt werden, weiche denen

der betreifenden Qruppe der Staatsbeamten entsprechen. Für

Ueberleittng und Emreihung sollte aber nicht der Titel, sondern

allein die tatsächliche Dienststellung in Verbindung mit der bis¬

herigen BesolJuugsreKelung maßgebend sein.

Bei der Einreihung wurde ausgegangen von der Kassen¬

größe; für d>ese ist iolgende Einteilung maßgebend.
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Hiernach wurde folgende Eingruppierung vereinbart:
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Wir haben uns von vornherein gegen die Umgruppierung
gewendet, weil von einem formalen Dienst in den Krankenkasse!
schlechthin gar nicht die Rede sein kann und daher eine Ein*

gruppierung der Assistenten wi Oruppe IV zu niedrig 1kmesset
ist, weil ierncr auch die Tätigkeit der Außenangestelltcn mit
Qruppe III oder IV nicht entsprechend bewertet ist, weil der

Wegfall der Zählgelder einen großen Nachteil bedeutet und weil
es ferner bei dem Abkommen an jeder Bindung sowohl der

Versicherungsbehörden als auch der Kassen fehlte, so daß die

Durchführung auf vielerlei Schwierigkeiten stöllt. Im Laufe der

Zeit sind uns dann auch eine Reihe von Beschwerden aus alle«
Teilen des Landes zugegangen, so daß wir wiederholt ver*

mittelnd eingreifen mußten, was uns auch vielfach gelungen ist

Infolge der immer mehr zunehmenden Klagen, haben wir uns

nunmehr veranlaßt gesehen. e*ne Rundfrage über den Stand der

Besoldungsregelung in Bayern vorzunehmen. Zu diesem Zwecke

wurden an rund 290 Kassen Fragebogen versandt, von deuea
152 beantwortet wurden, davon konnten aber nur 138 statistisch
verwertet werden. Wenn damit auch nicht alle Kassen erfaßt

sind, so lassen sich aus dem gewonnenen Material doch sichert
Schlüsse ziehen, weil nicht nur die größeren, sondern auch alle

wichtigen größeren un-d mittleren Kassen erfaßt sind; bestimmt

umfaßt aber die Statistik die große Mehrzahl — schätzungsweise
zwei Drittel — aller bayerischen Kassenangestellten.

Von den 138 erfaßten Kassen sind 121 Orts- und 27 Land¬

krankenkassen mit 981 118 Mitgliedern und 1305 Angestellten und

Hilfsarbeitern. Volle Familienhilfe ist eingeführt bei 38 Kassen

mit 196 235 Mitgliedern und 279 Angestellten. Familienhilfe ist

nur teilweise und teils überhaupt nicht eingeführt bei 100 Kassen

mit 784 883 Mitgliedern und 1026 Angestellten. Im Durchschnitt

entfallen auf einen Angestellten bei Sämtlichen Kassen 752 Mit¬

glieder, bei den Kassen mit Familienhilfe 703 Mitglieder, hei tfeti

Kassen ohne Familienhilfe 705 Mitglieder.
Bei 6 Kassen mit 16 Augestellten ist die Besoldung naett

den Vereinbarungen überhaupt noch nicht geregelt
Bei 36 Kassen mit 240 Angestellten ist die Neuregelung von

den Kassenorganen zwar beschlossen, die Dienstordnung vom

Oberversicherungsarnt aber noch nicht genehmigt
In 12 Fällen haben die Kassen ge'^en die Versagung der

Genehmigung der Dienstordnung durch die Oberversicberungs-

ämter Beschwerde beim Landesvers cherungsamt eingelegt Die

Beschwerden betreffen im ganzen 41 Angestellte.
Endgültig genehmigt sind also nur 84 Dienstordnungen = *&«

während 54 Dienstordnungen =% teilweise oder noch gar nicht

genehmigt sind.

D«t erhoffte Ruhe und Stetigkeit ist also nicht eingetreten«
im Gegenteil kann behauptet werden, daß der Angestelltenkörper
wohl noch nie so aufgewühlt worden ist. tls iu dem vergangenen

Jahre, durch das vielfach ganz ungerechtfertigte Vorgehen der

Versicherungsbehörden, Wohl noch nie ist das Landes versi.hc-

rungsamt mit soviel Beschwerden in Anspruch genommen

worden, wobei bedauerlicherweise darauf hingewiesen werdet
muß, daß das Landesverstcherungstmt leider nicht tu dem er¬

forderlichen Tempo arbeitet und teilweise sogar über cm Jahr

braucht, um eine einfache Beschwerde zu Vorbescheiden«
Der gegenwartige Stand der Besoldungsrege!ung ergibt sich

aus der umstehenden Tabelle.
In dieser Zusammenstellung sind die Kassen mit rotier

Familienhilfe nicht nach der tatsächlichen Mitgliederzahl ein¬
gruppiert sondern unter Hinzurechnung von einem Drittel 'er

angegebenen Mitgliederzahl. Bei den Kassenklassen I —III i>f

eine nochmalige Teilung erfolgt weil die Oberversicberungsämtef
die Bewilligung der höheren Oruppe vielfach davon abhängig
gemacht haben, daß die Mitgliederzahl das Mittel der Spannung
zwischen der höchsten und niedrigsten «Zahl Überschritten Int Bei
den einzelnen Angestellten ist diejenige Besoldungsgruppe ein*
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Größenklassen der
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tesetz. «forde«, nach der |«g««nrirtig die Bezahlung erfolgt,
«hne Rtckslckl darauf, ob die Dienstordnung genehmigt ist

oder nicht.

Im elosehve« ist zu hemerken, daß «/Ott nur 'lie Geschäfts¬

führer annähernd richtig eingruppiert sind, obwohl auch hier

ein Kollege nur nach (Jruppe V statt nach VI und drei Kollegen
nach Oruppe VI statt nach VII besoldet werden. Im übrigen

Ist ehvc ;.ev-is»e Zurückhaltung tu der Bewilligung der zulässigen
höheren (iruppc zu bemerken. Das macht sich besonders fühl¬

bar bei der (iiöücnklasse II, wo von 67 Geschäftsführern nur

29 in Or.'ppc VIII sind, während 48 nur nach Oruppe VII be¬

soldet werden. Dabei sind neun Kollegen in Oruppe VII beson¬

der in» Nachteil gegenüber den 14 Kollegen, die in Qruppe VIII

besoldet werden, obwohl sie eine Kasse mitgrößerer Mitglieder-

Zahl verwalten.

Viel ungünstiger ist die Eingruppierung der Angestellten Im

Innend.enst erfolgt. Wir haben in unserer Organisation immer

den Standpunkt vertreten, daß für den Innendienst die Oruppe VI

die unterste Stufe bilden muß. Statt dessen müssen wir die be¬

dauerliche Tatsache feststellen, daß von den 733 Innenangestell¬
ten 456 s= 62 Proz. unter Qruppe VI besoldet werden. Dabei

ist hervorzuheben, daß nach der Vereinbarung vom 26. Juli 1920

die Qruppe III für den Innendienst überhaupt nicht zugelassen

Ist und Oruppe IV nur für den formalen Dienst bei den ganz

großen Kassen der Klasse V zulässig ist, doch kommt für diesen

Dienstzweig auch nur ein ganz kleiner Kreis von Kollegen in

Frage, so daß wohl mit Fug und Recht behauptet werden kann,

daü von den 250 Kollegen in Oruppen III und IV sicher 230 ent¬

gegen der Vereinbarung zu niedrig eingruppiert sind. Man sieht

auch hn r wieder, wie trotz aller Vereinbarungen jnit den An-

gestclltcnintcressen verfahren wird, venu nicht die Gewerk¬

schaft ihr wachsames Ause überall hStte.

Ueber die Verhältnisse der Angestellten im Außendienst

wird ebenfalls spater noch ein ernstes Wort zu reden sein.

Selbstverständlich kann hier nicht allein den Oberversiche-

rungsämtern die Schuld an diesen Zuständen beigemessen

werden, auch dic Kassenvorstände lassen es vielfach an der

erforderlichen Einsicht fehlen und auch die Kollegen, denen es

schlecht geht, verdienen es vielfach nicht besser, weil sie nicht

«len Weg zu ihrer Organisation finden. Dessenungeachtet muß

aber darauf hingewiesen werden, daß die Versicherungsbehörden
sich sehr oft bei kleinen Dingen aufhalten, während größere
Mißstände unbeachtet gelassen werden. So wird uns in einer

'Anzahl von Fällen berichtet, daß das Oberversicherungsarnt dic

Anrechnung von Dienstiahren abgelehnt hat, daß die von den

Vorständen beschlossenen Besoldungsgruppen herabgesetzt

worden sind, daß die Vorrfickung in höhere Oruppen von der

Ablesung der Prüfung für den mittleren Arbeitervcrsichcrungs-
d.enst abhängig gemacht uorden ist. obwohl die Kasse den

Nachweis der fachlichen Befähigung bereits In der Dienst¬

ordnung geregelt hatte. Wir bestreiten, daß die Obcrversiche-

run^säinter aui Grund der gesetzlichen Bestimmungen das Recht

zu solchen Maßnahmen haben. Die Prüfung für den mittleren

Aibe.terversicherungsdicnst ist ausschließlich eine Beförderungs-

prüfu.in. Sic darf nicht gefordert werden, wenn der Angestellte
•Jen Nachweis der iachlichsu Befähigung nach den Vorschriften

der Dienstordnung bereits erbracht hat. Die Anrechnung der

l)jenstjahrc und Festsetzung des Iksoldungsdicnstalters ist aus¬

schließlich Sache des Kassenvorstandes und unterliegt daher

auch nicht de:n Qenehmiffaflfirecht der Oberversicherungsämter.
Wir werden daher aui keinen Fall künftig einer Vereinbarung

znstimmen, welche die Rechte der Oberversiclierungsämter nach

der Richtung erweitert. Wir missen weiter das Augenmerk auf

eine An/ah! Anstände lenken. So z. B. darauf, daß bei den

sechs Kassen, welche ihre Dienstordnung noch nicht geändert
haben. Geschäftsführer mit Jahresgehältern von 6000 Mk. bis

9000 Mk. arl>vitcn. Auch die Hilfsarbeiterfrag« sollte einer

Prüfung unterzogen werden. Es wt zwc.ic.los ein ungesunder

Zustand, wenn von 1305 Angestellten noch 197. also fast ein

.Sechstel, als Hilfsarbeiter beschäftigt werde*

Durch die Vereinbarung vom 26. Juli 1920, als auch durch
einen Ministerialerlaß vom 30. Mai 1921 ist festgestellt worden,
daß die bisherige Besoldungsregelung nur provisorischen Cha¬

rakter trägt. Wenn sich nun andererseits das Ministerium für

soziale Fürsorge in demselben Erlaß auf den Standpunkt stellt,
daü das Sperrgesetz auch auf die Kassenangest?ilten Anwendung
zu finden habe, so obliegt andererseits uns die Verpflichtung,
nachzuprüfen, inwieweit unsere Besoüiungsvcrhä.tnisse denen

der Staatsbeamten gleichgelagert sind. Die Berechtigung hierzu

gibt ein Beschluß des Bayerischen Landtags vom 12. Juli 1921»
nach dem die Staatsregierung ersucht wird, die Besoldungs¬
verhältnisse der mittleren Staatsbeamten im Arbeiterversiche¬

rungsdienst hinsichtlich Eingruppierung, Stellenzahl, Beförde-

rungsmöglichkeiten nach den gleichen Gesichtspunkten zu ord¬

nen, wie sie den Beamten der inneren Verwaltung zugebilligt
werden.

Eine Vergleichung des Stellenausweises der Staatsbeamten
mit der Eingruppierung der Kassenangestellten zeigt, daß noch

nicht annähernd von einer Angleichung an die Verhältnisse der

Staatsbeamten gesprochen werden kann. Wir bringen nach¬

stehend eine vergleichende Gegenüberstellung der Eingruppie¬

rung einiger vergleichsfähtgen Gruppen der Staatsbeamten mit

der der bayerischen Kassenangestellten.
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Hiernach sind eingruppiert die Beamten

im staatl. Arbeiterversicherungsdienst •

„ Justizdienst .

„
Verwaltungsdienst

in den sämtlichen Krankenkassen , .

i. d. Krankenkassen mit über 8000 Mitgl.

Hiernach verhält sich also die Zahl der Staatsbeamten in

den Gruppen über VI zu der der KassenangesteUten annähernd

wie 3:1. Bei den größeren Kassen ist das Mißverhältnis noch

Kiößer, läßt sich aber leicht durch eine Aenderung des Besol-

duncsplans bzw. eine Verbesserung der Stelienzahl in den ein¬

zelnen Oruppen korrigieren. Nicht so in den kleineren Kassen,

weil es dort an einer Beförderungsmöglichkeit fehlt anderer¬

seits kennt aber das Besoldungsgesetz keine Beförderung in

eine höhere Oruppe nach Zurücklegung einer gewissen Dienst¬

zeit, liier muß schon von der starren Vorschrift des Gesetzes

abgewichen werden. In Preußen hat der Wohliahrtsminister be¬

reits Koirzussioiien gemacht; auch in Bayern muß das erreicht

werden, wenn die Ausgleichung den Kollegen Vorteile bringen

soll. Ebenso muß die Wiedereinführung von Zählgeldeni erreicht

werden. Die Kollegen müssen den Oang der Ereignisse mit

reger Aufmerksamkeit verfolgen« Jedenfalls: Wir und gertttetl



Nr. 22 — t92t Volkstfimliche Zeitscbrift fiir die %t mite Sozialversicherung 171

Verwaltung.
Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung von Empfängern

aas der Invaliden- und der Angesteiltenverbicberung. Dem

Reichstag liegt folgender Gesetzentwurf vor:

§ 1. Die Oemcinden sind verpflichtet, deutsclien Empfängern
von Renten aus der Invaliden- und der Angestelltenversicherung
auf Antrag eine Unterstützung nach Maßgabe der folgenden Vor¬

schriften zj gewähren.
§ 2. Die Unterstützung ist in der Invalidenversicherung in

einer solchen Höhe zu bemessen, daß das Gesamteinkom¬

men des Empfangers einer Invaliden- oder Altersrente den

Betrag von dreitausend Mark* einer Witwen- oder Witwer¬

rente den Betrag von z weitausendeinhuiidert Mark,

einer Waisenrente den Betrag von eintauseudzweihuu-
de r t Mar* erreicht.

Entsprechende Unterstützungen sind an

Empfanger vou Ruhegeld oder Hinterbliebenen¬

rente aus der A n ge s te II t e n ve r sie he r u n g zu

gewähren, an Witwen jedoch nur, wenr sie

invalide im Sinne der Invalidenversicherung

(§ 1258 Abs. 2 RVO.) sind.

Hat der Empfanger Kinder unter 15 Jahren, die nicht auf

Q«rund der Reichsversieherungsordnung des Versicherungs¬

gesetzes für Angestellte oder des Rcichsversorgungsgesetzes
vom 12. Mai 1920 (Reichs-Gesetzbl. S. 989) oder anderer Militär¬

versorgungsgesetze eine Rente beziehen, so erhöht sich die für

das Ocsamtiahreseinkommen anzurechnende Grenze um drei¬

hundert Mark für jedes Kind, mindestens jedoch auf

den Betrag, der im Falle des Todes des Renten¬

empfängers seinen Hinterbitebenen zu zahlen

wäre. Elternlose Enkel unter fünfzehn Jahren, deren Unter¬

halt der Empfänger der Rente ganz oder überwiegend bestreitet,

werden den Kindern unter fünfzehn Jahren gleichgestellt.
Bef Berechnung des Gesa mtjahr esc« n kom¬

me n s b I e i b t dasArbeitseinkommender Renten¬

empfänger bis zum Jahresbetrage von zwei¬

tausend Mark außer Ansatz.

Bezüge aus öffentlichen Kassen sowie aus

privaten Pensionskassen der Arbeitnehmer

Ader aus Werkpensionskassen sind nur anzu¬

rechnen« soweit sie sechshundert Mark im

Jahre übersteigen. Einkommen aus Familie ¦ -

uuterstützung, soweit sie über die gesetzliche
Unterhaltspflicht oder vertraglich über¬

nommene Verpflichtungen hinausgeht, ist

nicht auf das Gesamteinkommen anzurechnen.

§ 3. Der Antrag ist bei der Gemeinde des Wohnorts des

Rentenempfängers zu stellen. Diese setzt die Hohe der Unter¬

stützung fest, tunlichst unter Hinzuziehung von

Personen aus den Kreisen der Versicherten

oder der Rentenempfänger. Als Wohnort gilt der

Ort in weichein sich der Rentenempfänger nicht vorübergehend

aufhält, sondern mit der Absicht längeren oder dauernden Ver¬

bleibens wohnt.

Gegen die Festsetzung der Unterstützung ist Beschwerde

an die Aufsichtsbehörde zulässig; sie entscheidet endgültig.

Die Finanzbehörden sind verpflichtet, deu

Gemeinden auf Anfrage Auskunft über die Ein¬

korn mensver hält nisse der Unterst ützungs-

bcrcchtigtcn zu geben.
§ 4. Die Unterstützung wirJ von der Gemeinde des Wohn¬

orts an den Empfänger in monatlichen oder wöchentlichen Teil¬

beträgen im voraus gezahlt. Dio zu zahlenden Beträge sind auf

volle Mark aufzurunden

§ 5. Erhalt der Rentenempfänger in einer Anstalt (In¬

validen-, Altersheim und dergleichen) Wohnung uad Verpflegung,

so ist an seiner Stelle die Anstalt berechtigt, innerhalb der aus

I 2 Ab>. 1 sich ergebenden Einkommeusgrcr.zc Zuschüsse wum

Pflegcgclde zu verlangen, d-ie aber nur bis drei Viertel der Oc-

samtLezüge des Rentenempfängers beansprucht werden können.

Steht der Rentenempfänger außerhalb seiiies Heimatorts in

der Anstaltspfcge oder aui fremde Kosten in Famiiienptlege.

so ist fir die Gewährung der Unterstützung diejenige Gemeinde

zuständig, in welcher der Rentenempfänger vor dem Eintritt

der Pflege gewohnt hat.

§ 6. Die Gemeinden können die den Unterstützungshercch-
tigten eexaa Dritte zustehenden Untcrhaltsanspri.chc verfolgen.

§ 7. Das Re I c || ersetzt den (icmeiiulcn achtzig
V O ¦ 11 u n d c r t d e r vonihnen verauslagten Unter-
s t ii t z ü n g s b c i t r 3 g e. Die Gemeinden melden
die t r s II a 11 u n g s f ä h i g e n Beiträge monatlich
b cid crober s ten La ndesbehir de anunder halten

von ihr auf Antrag Vorschüsse darauf.
Der R eich s a t bei t sminl s te r über weist den

obersten LanclesheUrden auf Antrag den hier¬

für erforderlichen Monatsbedarf.
§ H. Dic RefcfesrereraiHC ist ermächtigt, mit Zustimmung]

des Reichsrats nähere Vorschnitt zur Durchführung des Ge¬

setzes zu erlassen. Sie kann auch mit Zustimmung des Reichs¬
rats bestimmen, daß statt der Gemeinden andere Steilen mit
der Durchführung des Gesetzes betraut werden.

Soweit derartige Anordnungen nicht ergangen sind, können
dic obersten Landesbeliördeu sie mit Zustimmung des Reichs«
arbeitsministers trefien.

Die obersten l^andcsbebördcn können auch bestimmen, daß
an d4c Stelle der Gemeinden Gemeindeverbände treten.

§ 9. Der Reichsarbeitsminister kann mit Zustimmung des

Reichsrats bestimmen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes auf
ireinde Staatsangehörige, die im Inlande ihren Wohnort (§ 3

Abs. 1 Satz 3) haben. Anwendung finden. Aach kann der Reichs*
arbeitsministcr oder die von ihm beauftragte Stelle einem

Deutschen, der sich im Auslände aufhält, eine entsprechende
Zulage zubilligen; die Kosten hierfür träft das Reich.

§ 10. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1921
in Kraft.

Das Gesetz ist in dieser Fassung vom Sozialen Ausschuß

des Reichstags unter Zustimmung der Regierung angenommen.

Verwaltungsdienst Unter Verwaltungsdienst versieht man

bei den Trägern der Sozialversicherung das. was der Kaufmann

gewöhnlich mit Kontorpraxis bezeichnet. Dort, wie hier, ist

eine gründliche Ausbildung in allen Fächern dieser verzweigten

Wissenschaften erforderlich, wenn der Angestellte seinem Posten

gewachsen sein soll. Ist man auch über die Einführung von

Fachprüfungen geteilter Meinung, so ist damit nicht gesagt«
daß auf die Befähigung der Sozialbcamtcn verzichtet werden

kann. Das würde nur einer Schädigung des Ansehens unseres

Standes und nicht zuletzt selbst der Sozialversicherung gleich¬
kommen.

Es ist daher zu begrüßen, daß mit der Einiiihrung von Aus-

bildungskursen an vielen Orten begonnen worden ist. Dieses

Kursen ist zu wünschen, daß sie möglichst in jedem Winter

stattfinden und eine rege Beteiligung aufweisen. Wenn in den

Ausbildungskursen die gesetzlichen Vorschriften mehr in des

Vordergrund treten als die Geschäftspraxis, so hat das wohl
seinen Grund darin, daß die Darstellung der Gesetze an Hand

von Kommentaren usw. leichter Ist, als die Vorführung eines

Geschäftsganges in der Praxis, idr den größere Vorbereitungen
notwendig sind. Sehr viele Kollegen müssen aber auch ganz

und gar auf solche Kurse verzichten, da sich ihnen keine Ge¬

legenheit bietet, daran teilzunehmen. Uni daher trotz dieser

Lücken das erforderliche Maß von Allgemein- und Fachbildung
zu erlangen« bleibt nur der Selbstunterricht übriz. Dieser Weg
ist nicht so schwierig, wie er auf den ersten Bück erscheint

und wie das von manchen Kollegen angenommen wird; wenig¬

stens habe ich persönlich sehr gute Erfahrungen damit gemacht
Eine große Erleichterung finden wir hier ber Benutzung des aus

der Feder eines bekannten Praktikers kommenden Buchs: „Ver¬
waltungsdienst der Versicherungsträger4*. Dieses enthält alles

Wissenswerte aus der Verwaltungspraxis in gemeinverständ¬
licher, übersichtlicher Darstellung und kann als sehr nutzbrin¬

gend für jeden Sozialbcamtcn bezeichnet werden. Von den

bisher erschienenen ähnlichen Büchern unterscheidet sich dieses

Werk (Verlag W. Bertelsmann, Bielefeld) besonders dadurch«
daß es auch die Allgemeinbildung berücksichtigt und Winke zur

Vereinfachung des Verwallungsupparatcs bei Krankenkassen ent¬

hält. Ein klarer großer Druck, sowie der äuüersi abwechs¬

lungsreiche Stoff macht das Studium leicht und interessant

Wenn noch hier und da l>ei den Prüfungen über mangelhafte

Vorbereitung geklagt wird, so ist das bisher mit der fehlenden

Gelegenheit, sich das notwendige Wissen auzueignen, begründet

worden. Aber auch hiermit muß es anders werden, wfll der

Sozialbeamte mit der Zeit fortschreiten. Da können Entschuldi¬

gungen nichts nützen und man wird wohl oder übel zum Selbst¬

studium freifen müssen, um nicht nur das gesteckte Ziel zu

erreichen, sondern darüber hinaus sich mit alien Fragen auf

dem Gebiete der Sozialversicherung vertraut zu machen. Keiner

ist mehr dazu berufen, als geistiger Führer für die Massen

aufzutreten, wie der Sozialv ci sichenuigsbeamte. dem es schon

durch seinen Bern! beschieden ist. alle diejenigen Verhältnisse

täglich zu schauen, die fortschreitend einer Besserung — bis

zur Vollkommenheit — bedftrfen. Dazu gehört aber ein um¬

fassendes Wisse*; denn gerade in der heutigen Zeit kommen

wir immer mehr zu der Erkenntnis, daß Phrasen- und Maul-

Ireidentum allein uns nicht weiterbringt. Die von uns gemach¬
ten Vorschläge müssen auch aosiührbai sein. Dies ist nur

möglich, wen der Verwaltuugsappaiat vollkommen beherrscht

wird und man weiß, wo nad wie die einzelnen Fäden zusammen¬

laufen. Erst «tana schaffen Air Werte« die uns auch der stärkste

Feind des sozialen Qcdankens nicht rauben wird«

A. Päizold, Düsseldorf.

Zu § 238 RVO. In Nr. 12 der „Volkstümliches Zeitschrift-1

weist Kollege Scholz auf die Nachteile hin« die Satz 2 des 8 205

für solche Versicherte zeitigt« die nach der Eigenart ihres Be¬

rufes einem dauernden Wechsel der Besdiäftigungssteile und

damit auch der Krankenkasse unterwerfen sind
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Die Benachteiligung für diese Arbeitnehme rkategorie r>e-

8t*ht dar a, daß erst dann ein Anspruch auf Mehrleistungen

bes: wenn dieser bereits sechs Monate bei der Kasse be¬

stand, der der Versicherte bisher angehörte. Da al>er auch

bei dl ier Kasse der Anspruch aui Mehr'<MMnngen erst nach

einer leclwoionatifen Mitgliedschaft eintritt muß der letzt Er¬

krankte prakt seh zwölf Monate bei der vorhergehenden KasSC

versichert gewesen sein, venu er bei der neuen Knsse. i>ei der

die sechsmonatige Wartefrist noch nicht erfüllt ist. Anspruch

aui Mehrleistungen haben wi!'.

Angehörige bestimmter Berufe, die seh nur dadurch von

den ArbdtMhment fflr die die Sozlafven cheruag geschaffen

ist, intersche den, daß lie öfter einen Wechsel der Beschäf-

tignn rsstellc roroehmen müssen, kommen ungerechtfertigter

Weise um Verbessern en In den Leistungen der Sozialver¬

sicherung, zu d e ebenso wie die anderen beigesteuert

ha in

Ohne Zweifel hat £ 108 den Zweck, die Kasse gegen Aus-

b' t solcher Leute zu schützen, die mir zürn Schein eine

Beschäftigung aufnehme«, m sich im Kraukheitsiai'e der KasSC

sa bedieaea. Wenn ch eine gegen ungerechtem ;tc Aus-

beutung richtende Schutzbest.mmung gegen Gruppen wendet.

denen gerade die Sozialversicherung zugedacht ist« denen die

Hilfe der Kasse durch diese Bestimmung gesichert werden soll,

so Ml sie ihren Zv.eck nicht eriitlt und ;st wert, durch eine

andere — bessere natürlich — ersetzt zu werden.

Kollege Schulz empfiehlt Satz 2 des $ 2ns so abzuändern,

daß san Ausdruck gebracht wird, daß die in Satz 1 gemachte

Bestimmung (Aasprech aui Mehrleistungen entsteht erst nach

itebsmonatiger Mitgliedschaft) ¦ cht ffii solche Mitglieder gilt

die l>ereits innerhalb der letzten 12 Monate bei einer Kasse

Anspruch aui Mehrleistungen erworben haben.

Jc<ier Kollege wird wissen, daß wir Kassen haben, die ihre

Laistangen so ausgestalten konnten, daß sie auf die Bestim¬

mungen des $ SM verzichten können. Weniger leistungsfähige

Kassen werden auf diese Bestimmung wieder nicht verzichten

können. Eine Umgestaltung des S 208 Satz 2 nach dem Vor¬

schlag des Kollegen Schulz würde zur Folge haben, dal Mit¬

glieder« die eiiKrr Kasse angehörten« die von der Bestimmung

des § 2o* keinen Gebrauch macht, und nach kurzer Mitglied¬

schaft einer weniger lestungefälligen Kasse beitreten, bei der

letzteren sofort Anspruch auf Mehrleistungen habe«, da sie ihn

|a bei der vorhergehenden Kasse — ohne Wartezeit — er¬

worben haben. Die Folge würde sein, daü Mitglieder, die

vielfc clit weniger als sechs Monate aal Grund der RVO. ver¬

sichert sind, m den Oenuß der Mehrleistungen bei einer Kasse

kommen, die anderen Mitgliedern eine Wartezeit von sechs

Monaten vorschreibt, bevor se Anspruch aui Mehrleistungen

haben.

An Stelle der bestehenden und der vom Kollegen Schulz vor¬

geschlagenen Bestimmung erscheint mir eine solche am gc-

•icaetSten, die besaut, daß die innerhalb des letzten Jahres auf

Grund der Reichsversieherungsordnung bei einer anderen Kasse

zurückgelegte Mitgliedschaft auf die Wartezeit gemäß § 20b

Satz 1 anzurechnen ist.

Die Anrechnung der Mitgliedschaften bei anderen Kassen

ist in der RVO. keine neue Erscheinung, wir finden sie bei der

Warteze.t für Unständige im § 451* Auch 6 195 macht den

Anspruch auf Wochenhilfe nur abhlagig von einer sechs¬

monatigen Mitgliedschaft bei einer KaSSC der Reidisversiche¬

rung, nicht aber von einer sechsmonatigen Mitgliedschaft bei

der Kasse, der die Versicherte zur Ze t der Niederkunft an¬

gehört. Die einheltiche Gestaltung der R\(). läßt es wünschens¬

wert erscheinen, die Wartezeit auf Mehrleistungen denen iür

Wochenhilfe nnd Leistungen für Unständige nach gle cbefl

Grundsätzen zu bestimmen. W. Rumpf, AOKK.« Zehiendorf.

Ruherde Renten. Das Gesetz über die anderweite Fest¬

setzung der Leistungen und der Beiträge in der Invalidenver¬

sicherung vom 21. Juli 1921 beseitigt unter anderem ab I« Ok¬

tober \{)2\ den § 1311 der Reichsverscherungsordnung eine Be¬

stimmung, deren Anwendung oft genug all unberechtigte Märte

empfanden wurde. Es handelt sich om die Vorschrift, dal beim

zufälligen Zusaimnentreffea einer Rente der Invaliden- und

fftnterbliebenenversicherung mil einer Unfallrente erstere ganz

Oder teilweise zu ruhen hat. L>er Wegfall d eser Bestimmung

so'! aua nach Absicht der deutschen LandesverstchcraagS'

anstalten nicht nur den Rentenempfängern zugute kommen, deren

Bezüge erst letzt k *

esetzt werden« sondern ab 1. Oktober

921 auch allen en Personen, deren Rente bislang ent¬

weder ranz oder teilweise durch rechtski iftigen Bescheid ruhte«

oder überhaupt nicht festgesetzt war. weil der Antrag infolgei

irr nngflnstgen Rechtslage aichl . Ht oder später zar&ck-

genormnen wurde. Es ist ledoch bei der grölten Belastung, die

das neue Oesetz für den Geschäft betrieb der Landesversfcbo-

raagsaastalten mit sich bringt scblecbterd ags aasgeschlossen,
daü von ihnen aus a le diese 1 alle ermittelt werden« MH Rück¬

sicht kieraal hat z. B. d.e LanJesvcrfc.cherungsansialt West¬

falen die öffentliche Aufforderung erlassen, daß alle Personen,
die einen ungünstiger Bescheid nach § 1511 der RVO. erhalten

oder seinetwegen einen Antrag nicht gestellt oder zurück¬

gezogen hal>en, sich bei der zuständigen Gerneindebehörde oder

der Landev.crs.eherungsa.nstalt unter Angabe ihres Geburts¬

datums melden, soweit sie nur glauben, daß die sonstigen Vor¬

aussetzungen für ihren Rentenanspruch gegeben sind. Bemerkt

sei noch, daß nur der § 1311 der RVO. aufgehoben ist, nicht da¬

gegen | 1522, der im wesentlichen bestimmt, daß, falls die

Invalidität des Rentenbewerbers oder der Tod des Frnährers

die Foige e aes entschädigungspflichtigen Betriebsunfalles ist,

neben der Unfallrente nur der sie übersteigende Betrag der

Invaliden- oder Hinterbliebenenrente zu zahlen ist. Der Unter¬

schied ist der, daß hier die Invalidität oder der Tod durch

einen Betriebsunial verursacht sein muß, während der § 1311

nur von einem zufälligen Zusammentreffen der Renten handelt

Allerdings wird das Publikum diesen Unterschied nicht immer

klar erkennen. Es ist aber auch durchaus erwünscht, wenn

ebenfalls in den Auwendungsffillen des §1522 Anträge auf Nach-

prflfuf/g gestellt werden. Denn auch hier ist häuf g eine Besser¬

stellung zu erzielen, da die an Stelle der Zulage und Beihilfe ab

1. Oktober 1921 eingeführte Rentenerhöhung (für die Invaliden¬

rente GOO Mk. jährlich) im Gegensatz zu jener als Bestandteil der

Rente selbst gilt und daher sehr häufig bewirkt daß die Rente

der Landcsversicherungsanstalt die der Berufsgenossenschaft

«Übersteigt und so wenigstens zum Teil ausgezahlt werden darf.

Aus dorn Geschäftsbericht der Westdeutschen Binnen-

schiffahrts-Berufsge»iossenscliaft für 1920. Die Zahl der zur

Genossenschaft gehörigen Betriebe ist von 3376 weiter auf 3326

Bctr.ebe geialleu. Die Zahl der Versicherten einschließlich

der seibstversicherten Unternehmer und der freiwillig ver¬

sicherten Beamten war, auf Vollarbeiter umgerechnet, 21 046

gegen 20 019 im Vorjahre, also 1027 Vollarbeiter mehr. Der

tatsächliche Durchschnittslohn eines Vollarbeiters war 405179

Mark in 1919. und 11362.77 Mk. in 1920. Die seibstversicherten

Unternehmer sind nur solche, die auf dem Schiffe oder Flosse

selbst mitfahren und somit die Betriebsgefahr des Arbeiters

teilen. An Unfällen wurden im ganzen 914 gemeldet gegen 908

im Vorjahre oder 43 auf 1000 Versicherte gegen 40 auf 1000 Ver-

siclierte. An EittschldigaagtB werden 811 167«66 Mk. befahlt Der

Genossenschaftsvorstand hat am 2H. Juni 1921 emen technischen

Ausschuß berufen zur Beratung einer Anweisung an die Schiffs¬

werften zur Verhütung von Uniallen beim Neubau von Schiffe«.

Die gesamte Umlage für das Jahr 1920 betrügt 1898 871,81 Mk«

Der Geldbedarf der Berufsgenossenschaft ist im Berichtsjahr in¬

folge der Verordnung über die Qewihrnac von Rentenzulaten

aus der Unfallversicherung vom 5. Mai 1920 und durch die Ver¬

waltungskosten derart gestiegen, daß dem Genossenschaftsvor¬

stand von der Oeuossenschaftsversainmfufig die Ermächtigung

erte lt wurde, den Betriebsstock entsprechend zu erhöhen. Der

Qenossenschaftsvorstaad hat hierauf die Erhöhung des Betriebs¬

stoffs um 3OOO00 Mk. beschlossen. Zugleich mußte er eine

Vorschußumlage von 300000 Mk. erheben, um den laufenden

geldlichen Anforderungen gerecht zu werden. Line weitere Er¬

höhung des Betriebsstocks erscheint unumgang'ich notwendig.

In Ausführung des Friedensvertrags von Versailles mußte etwa

ein Dr ttel des gesamten deutschen Besitzstandes an Rhein¬

schiffen an Frankreich abgetreten werden. Die Uebcrgalve hat

bereits Ende März 1921 begonnen. Die deutschen Bemannungen,

auf deren Weiterarbeit die neuen Unternehmer angewiesen

sind, haben die ungestörte Fortsetzung der deutschen sozialen

Versicherungsgesetze gefordert. Die Rerufstreuossenschaft er¬

klärte sich in Hinseht auf die Unfallversicherung bereit, die

Versicherung zu übernehmen, wenn die französischen Betriebe

deutsche Unternehrnereigenschaft erhalten würden. In einer

Verhandlung in Straßburg wurde eine grundsätzMche Einigung

hierüber erz'elt.#

Aus dem Geschäftsbericht der rheinisch-westfälischen Bau-

gewerksberufszenossenschaft für 1920. Bei der rheinisch-west-

fSliscben Berufsgenossenschaft waren im Jahre 1920 versichert

50257 Betriebe mit 172 872 Versicherten, sie nimmt unter den

68 gewerblichen Beru-sge^ossenschaften nach ihrer Größe die

sehte Stelle ein. Die Einschädigungsbeträge betraten im Jahre

1920 38796654 Mk.. gegen 3 2*4 7(>4 Mk. im Jahre 1914. Die

Verwaltungskosten beliefen sich 1914 auf 583649 Mk.. Im Jahre

1920 auf 2475038 Mk. Die Kosten der Verwaltung für Jeden

Betrieb betrugen 1920 69.94 Mk.. im Jahre 1914 14.51 Mk. Im

Jahre 19?0 wurden 9090 Unfälle entschädigt die Gesamtzahl der

entschädigten Unfälle ist gegen 1919 um etwa 300 zurück¬

gegangen, obwohl die Zahl der Versicherten im Herichtsjahre

größer war als im Vorjahre. Zu den Kosten ucr Oberv^t-

SicherungSämter hatte die Berufsgenossenschaft 4961,35 Mk. bei¬

zusteuern. In 1866 Fällen wurden Unternehmer wegen Nicht-

ben htuag der gesetzlichen Vorschriften bestraft. Die meisten

Bestrafunsren betrafen die nicht rechtzeitige Einreichung der

Arbeiter- und Lohnnachv. eisungen. Der Umlagebetrag auf den

Kopt der Versicherten betrug im Durchschnitt 4fu*6 Mk, auf ie
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100 Mk. 1 ohnsummc 58 Pf. Im Jahre 1919 entiielen ais Umlage¬

betrag auf den Kopf der Versicherten 35,97 Mk.

Die Gesamteinnahmen der Berufsgenossenschaft betrugen

im Jahre 1920 einschließlich der Bestände aus Vorjahren
1/029 419 Mk. Bei der Ba^gewerksiveriifsgenossenschait sind

zurze t 20 verschiedene Gewerbezweige versichert Im all¬

gemeinen ist wenig bekannt, daß auch folgende Gewerbe zur

Baugewerksberafsgenosscnschaft gehören: Qlaser« Instalateurc,

Verfertiger grober und feiner Steinwaren« Zementwareu« Zement-
guß, Gipsdiclen, Steinmctze und Steinhauer (ohne Steinbrüche

und Steinbrecher und ohne Schwcmmstemfabrikation), Bau-

klcmpnerci, Mühlenbau in Holz, Schiffs- und Bootsbau in Holz,
Schiffsmalcr. Tapezierer, Fensterputzer und Dekorateure.

Schreinereibetriel>e gehören zur Holzberufsgenocsensohaft,
Bauschlosserbctriebe, Aufzug-. Heizungsanlagen zur Maschinen¬

bau- und Klein eiscnindustrie-Be rufsgenossenschaft: elektrische

Licht- und sonst ge Anlagen zur Berufsgenossenschaft der Fein¬

mechanik und Elektrotechn k; Tiefbaubetriebe (ausschließlich

Brunnenbauer, die zur Baugcwerksberufsgenossenschaft gehören,
zur Tiefbauberufsgcriossenschaft

Bauarbeiten, die von Unternehmern oder Privaten in

nicht gewerbsmäß.ger Weise ausgeführt werden, sind bei mit

der Baugcwerksberufsgenossenschaft verbundenen Zweiganstalt
versichert. Bei der Zweiganstalt sind auch die Bühnenarbeiter

der Theater usw. versichert Groß ist die Zahl der bei der

Baugew erksberufsgenosenschaft gegen Unfall versicherten

Kleinmester; ihre Zahl beträgt zurzeit 18 492.

Aus dem Geschäftsberichte der Steinbruchs-Berulsgenossen-
schaft für das Jahr 1920. Trotzdem die Steinbruchs-Berufs-

genossenschait als Folge des Friedensvertrages von Versailles

52 Betrebe verloren hat. ist die Zahl der im Jahre 1920 ver¬

sichert gewesenen Betriebe um 109 gestiegen, so daß das ab¬

geschlossene Geschäftsjahr im ganzen 7176 Betriebe zu ver¬

zeichnen iat. In diesen Betrieben waren 115350 Vollarbeiter

versichert. Dazu kamen noch 522 freiwillig versicherte Unter¬

nehmer und 32 Beamte. De nachgewiesenen Löhne sind gegen

1919 um rund 200 Proz. gestiegen, sie betragen: 1 017 606 883 Mk.

An der Steigerung der Löhne sind alle 10 Sektionen beteiligt,

am höchsten jedoch die Sektion V (Rheinisch-westfälischer Be¬

zirk). Das durchschn ttliche Jahresentgelt betrug 8822 Mk.

(1919: 3413 Mk.) Von 1919 zu 1920 stieg die Zahl der erstmalig

entschädigten Unfälle von 976 auf 1146. Aus der Uebersicht der

Unfälle nach Betriebseinrichtungen und Vorgängen, bei denen

sie sich ereigneten, geht hervor, daß d e größte Zahl der Unfälle,

nämlich 276. auf Zusammenbruch, Einsturz, Herab- oder Um-

falien von Gegenständen zurückzuführen ist.

Die Entschädigungen des Jahres 1920 sind um 1373 477 Mk.

höher als 1919. Die Ursache liegt hauptsächlich in der Ge¬

währung von Zulagen, ierner dahin, daß die Drittelungsgrenze
auf 10200 Mk. erhöht worden ist.

Die Rentenzahlungen an Italiener und Deutseh-Oester-

roieber, die in ihre Heimat zurückgekehrt sind, ruhten auch nn

Jahre 1920, sie sind aber neuerdings, nach Vere nbarung zwi¬

schen den beteiligten Regierungen, wieder aufgenommen w orden.

Die Verwaltungskosten der Berufsgenossenschaft belaufen

sich auf insgesamt 3 233 586,58 Mk. gegen 1446 747,87 Mk. im

Jahre 1919.

Die Umlage für 1920 berechnet sich auf 14 796 842,23 Mk.

Der Betr.ebsfonds betrug am Jahresbeginn: 603 375 Mk.; am

Jahresschluß stellte er sich auf 1206 575 Mk.

Der Ruhegehaltsfonds betrug im Jahre 1920: 500813 Mk.

Davon sind gezahlt worden an Ruhegehältern und Hmtcr-

blichcnc'tbcztigen 51 263 Mk.

Der Reservefonds betrag 1920: 13 504 592 Mk.

Wahlen zur Ortskrankenkasse Groß-Berlin. Die am 29. Ok¬

tober 1921 stattgefundene Wahl zum Ausschuß der Allgemeinen

Ortskrankenkasse hat folgendes Resultat gezeitigt:

Liste I der Freien Gewerkschaften . . 41 804 = 53 Vertreter,
II der Christlich-Nationalen . . . 4 776 = 6

•• •t

«. III der Hirsch-Dunckerschen 854 = 1

zusammen: 47 434 = 60 Vertreter.

Demnach ist ein überwältigender Sieg der Liste der Freien

Gewerkschaften zu verzeichnen.
_____

üewerkschaftliches.
Die Wahlen zur Angesteütenversicherung fin len in der

nächsten Zeit statt. Der Wahlkampf spielt sich in der Haupt¬
sache zwischen dem Allgemeinen freien Angestell¬
tenbund (Afa-Bund). dem auch unser Zentralverband der An¬

gestellten angeschlossen ist, und dem Hauptausschuß
für die soziale Versicherung der Privatange¬
lte II ten (Deutschnationaler Handlungsgch-Ifenverband. Ver¬

band der weiblichen Handels- und Bureauangesteilten. Bank¬
beamtenverein usw.) ab. Unsere Ko Iegenschaft, die an einer
Vereinheitlichung der Sozialversicherung besondera interessiert

ist, wird in den nächsten Wochen und Monaten alles darau

setzen, der Liste des Afa-Bondes zum Sie«,e zu verhelfen.

Die Freuülschc RcutenanstaU Berlin als Notheller des Preu-
üiochen WohFteiirtsndulsteriums. Am 8. November 1921 fanden
in Merseburg Verwandlungen vor dem dortigen Oberversiche¬
rungsarnt Statt zu denen auch der MhfcSteriairal v. Geldern
vom Preußischen Wohlfahrtsministerium erschienen war. Es
sollte versucht werden. Rieht11«ien Wr die Einstufung Äer Kran-

I nkassenatfgestellten nach der Reichsbesoldungsordnung auf¬
zustellen. A's gröHte Kassen des Bezirks kommen Halle a. d. S.
und Magdeburg in Frage. Der Hauptvorstaud war durch Kol¬
legen Brenke vertreten. Zu Beginn der Sitzung kam es zu

Auseinandersetzungen über die Anwendbarkeit des Sperrgeset¬
zes auf die Krankenkassenangestelitcn. Eine Anzahl Kassen
des Bezirks gewähren Ihren Angestellten überhaupt keinen Aa-
spruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfursorge; andere, se

die Kasse Halle a. d. S„ haben in ihren Dienstoidnungen folgen¬
den Passus zu stehen:

„Den Angestellten, wc'chc n<ht nach § 359 Abs. 2 RVO.
Angestellte sind, wird ein Anrecht auf Ruhegehalt und Hinter¬

bliebenenfursorge nicht gewährt.
Nach fünfjähriger Dienstzeit sind sie jedoch zur Ver¬

sicherung bei dem Versicherungsvereio deutscher Kranken¬
kassen. Sitz Berlin, verpflichtet/*

Für die Kasse Magdeburg liegen die Verhältnisse gleich.
Die Merkmaie der dauernden Versorgung (siehe „V. Z."

Nr. 20 S. 156) und der gleichwert gen Anstellung-mit den Staats¬

beamten, die die Voraussetzung für die Beamteneigenschaft im

Sinne des Sperrgesetzes sein soi en. sind also in allen diesen

Fällen nicht gegeben. Es wurde Herrn v. Geldern auch rechne¬

risch nachgewiesen, daß das vom Vers'cherungsverein zu ge¬

währende Ruhegehalt bei weitem nicht die Hohe der staatlichen

Pension erreicht. Herr v. Geldern war von dieser Feststellung
sichtlich überrascht. Das Oberversicherungsarnt hatte aber schon

vorher, natürlich ohne erst zu prüfen, der Kasse Halle mitgeteilt,
daß ..diese Versicherung die Angestellte« im Falle der Berufs-

unTähigkcit und des Alters in eleichem Umfang sichert, wie die

Reichs-. Staats- und gemeindlichen Beamten durch dic ruhe-

gehaltsberechtigte Anstellung gesichert sind'4.
Ferner legten wir nachfolgendes Schreiben des Ministers

für Handel und Gewerbe an den Hauntvcrbasd deutscher Orts¬

krankenkassen vom 28. Dezember 1918 vor:

„Auf die Eingaben vom 1. November aad 9. Dezember 191Ä
betreffend Ausführung des § 359 RVO.:

Nachdem der Versicherungsverein deutscher Krankenkassen

in Berrn durch Senatsentscheidung des Aufsichtsamts für Pri¬

vatversicherung vom 16. v. M. zum Geschäftsbetrieb im Deut¬

schen Reich zugelassen worden ist, habe ich gegen den Beitritt

von Krankenkassen zu diesem Verein Bedenken nicht zu er¬

heben. Da durch die vom Aufsichtsamt genehmigte Satzung den

Angestellten der dem Versicherungsverein angehangen Kranken¬

kassen ein Rechtsanspruch auf Ruhegehalt nicht gegen die

Krankenkasse, sondern lediglich gegen das Vcrsicheruiigsunter-
nebmen eingeräumt wird, so ist die Versicherung auf

Grund dieser Satzung nicht als eine ruhe¬

gehaltsberechtigte Anstellung im Sinne des

§ 3 59 RVO. und des Erlasses vom 18. Februar

19 14 (Min.-Bl. d. Handels- u. Gewerbe-Verwaltung S. 79)
a n z u s e h e n.

Einer entsprechenden Ergänzung der für die Angestellten
der Krankenkassen erlassenen Dienstordnungen stehen Bedenken

nicht entgegen.

De Versicherungsbehörden sind von diesem Erlaß In Kennt¬

nis gesetzt worden. (Unterschrift.)'*

Wenn die Versicherung beim Versicherungsverein für die

Beamten gemäfl § 359 RVO. nicht als eine nihegehaltsberech-

tigte Anstellung anzusehen ist. so trifft dies natürlich auch für

die Angestellten nicht zu.

Es steht also fest, daß in diesen Fällen nur ein minder¬

wertiger Anspruch auf Ruhegehalt besteht. Um seinen Zweck
— die restlose Erfassung der Kassenangestellten durch das

Sperrgesetz — aber zu erreichen, schlug Herr v. Geldern ollen

Ernstes vor, die Kassen möchten ihre Angestell¬
ten für den Ausfall — um die Höhe der staat¬

lichen Pension zu erreichen — bei der Preußi¬

schen Rentenanstalt versichern Er muß also zu¬

geben, daß die Voraussetzungen für die Anwendung des Sperr¬

gesetzes In den vorliegenden Fällen n i c 1 •: bestehen, und ver¬

sucht deshalb, diese Voraussetzungen erst zu

schaff e n. Hierauf wer Jen hoffentlich die Kassenvorstande
nicht hereinia'len.

Nach diesen Vorgängen lehnten w,r ab, auf Grund des

Sperrgesetzes zu verhandeln. Herr v. Geldern erklirte sodaivu,

daB auf Grund des § 355 RVO. versucht werden soll, Richtlinien

festzustellen. Wir wiesen darauf hin, daß der S 355 einen der¬

artig weiten Sp'elraum gewährt« daß ohne weiteres d:c Tarif-

gehälter genehmigt werden müßten.
Das Oberversicherungsamt will nunmehr mit den einzelnen

Kassen Füh'ung nehmen. Wir verlangten, daß zu diesen Ver¬

handlungen auch die Organisation hinzugezogen werden mißte.
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Der Zweck der Konferenz, Richtlinien zu vereinbaren, ist
zwar nicht erreicht worden; die Konferenz hat aber das eine
Gute gehabt, daß wiederum einmal festgestellt worden ist, daü
der Erlaß vom 13. Januar 1921 rechtlich unhaltbar ist.

Die Bewegung der Berliner Krankenkassenanzestellfen.
Auf Grund de^ Versammlungsbcschlusscs \om 7. Oktober d. J.
(siehe „V. Z.44 Nr. 20 S. 157) fanden am 14. Oktober 1921 mit
dem Unterverband für Grof-Berhn erneut Verhandlungen statt.
Der Hauptvorstand war durch Kollegen Brenke vertreten.
Diese Verhandlungen führten zu einer völligen Fmigaug auf der
Basis des noch lautenden Berliner Tarifs. Auf Grund dieser

Vereinbarungen werde am 2tf. ur.d 31. Oktober 1921 mit dem

Oberversidierangsamts in Anwesenheit des Ministerialrats
v. Geldern vom Preußischen Wohlfahrtsministerium verhandelt.
In diesen Verhandhingen, die von den Kollegen Oiebel und
Brenke vom Hauptvorstand gefuhrt wurden, kam es zu heftigen
Auseinandersetzungen mit Herrn v. Geldern ober cfce Anwen¬
dung des Sperrgeieties auf die Krankcnkassenanzestellten.
Schbcfibch wurde folgendes Ergebnis ftir das Jahr 1921 erzielt:

..I. Im Hinblick auf die durch die große Zahl der Kassen¬
angesteUten sich ergebende Schwierigkeit der Eingruppierung
in dic Bcsoldungskiassen der Reichsbesoldungsordnung wird die

endgültige Gestaltung der Gehaltsklassen für die Angestellten
der Krankenkassen zunächst zurückgestellt und die Erhebung
für die einzelnen Kassen fortgesetzt. Um indes hieraus für die
Angestellten keine Nachteile in Ansehung der Bezüge eintreten
zu lassen, wird vom I. August 1921 bis zum 31. Dezember 1921
den Kassen zugestanden, allen Angestellten einen gleichmäßigen
Zuschlag zu den tarifmüßigen Bezügen m Höhe von 500 Mk.
monatlich zn gcw«nhren. Dieser Zuschlag ist auf das mit Wir¬
kung vom I« August 1921 nach den Grundsätzen der Reichsbe¬
soldungsordnung zu ermittelnde Hinkommen zu verrechnen,
eventuell unter Inanspruchnahme derjenigen Mehrbezüge* die

aus einer Neuregelung für die Zeit vom 1. August 1921 bis
31. Dezember 1921 den Angestellten zustehen möchten.

Ferner wird den Kassen gestattet, die Kinderzulage ab
L August 1921 nach den Grundsätzen der Reichsbesoldungs¬
ordnung zu gewähren.

II. In Erwägung der Tatsache, daß den Kassenangestellten
seit dem 1. April 1920 Aufbesserungen ihrer Bezüge nicht zuge¬

billigt sind, wird, wenn nötig, unter Befürwortung einer aus¬

drücklichen Ausnahme gegenüber den Vorschritten des Sperr¬
gesetzes* den Kassen gestattet, vom 1. Januar bis 31. Juli 1921
den Angestellten aller Gruppen und Klassen gleichmäßig ie
100 Mk. für den Monat als außerordentliche Beihilfe zu zahlen;
ebenso wird den Kassen gestattet« für denselben Zeitraum einen
außerordentlichen Teuerungszuschlag zu den Kinderzulagen von

60 Mk. zu «den bisherigen Kittderzulagen zu zahlen.44
i>ic weiteren Verhandlungen mit dem Groß-Berliner Kassen¬

verband am 7. November 1921« welchen Kollege Giebel bei¬
wohnte, führten zu folgender Einigung:

„Die zwischen dem Oberpräsidenten und dem Zcntralver-
band der Angestellten am 31. Oktober 1921 vereinbarten Grund¬
sätze für die Besoldung der Angestellten der Krankenkassen
werden vollinhaltlich anerkannt.

Für die Angestellten unter 21 Jahren werden — wie tariflich
festgelegt — 75 Proz, der Sätze nachgezahlt

Von dieser Regelung werden alle diejenigen Angestellten
betroffen, welche sich am 7. November 1921 noch im Dienst
der Krankenkassen befinden.

Die gegen Tagelohn Beschäftigten über 21 Jahre erhalten
ab 1. August 1921 62 Mk. pro Tag. Der diesen Beschäftigten
vor dem 1. August gewährte Vorschuß wird für die Zeit vom

1. Januar bis 31. Juli 1921 aufgerechnet und niedergeschlagen.41
Damit ist die Bewegung für 1921 erledigt. De neuen Ver¬

handlungen iür 1922 weiden binnen kurzem stattfinden.

Erhöhung der Gebälter 6er Bcn«f«getios£enscbaftsangesteI1-
ten. Die Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband am

15. November haben folgendes Ergebnis gezeitigt:
I« Zu dem Gesamteinkommen, das sich zusammensetzt aus

Grundgehalt« Orts/.uschlag und Teuerungszuschlag, wird mit
-Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab ein Zuschlag von 4Ü Proz.
gewährt. Dieser Zuschlag ist sofort zu zahlen:

a) den ständig Angestellten iür die Monate Oktober. No¬
vember 1921;

b) den nicht ständig Angestellten für die Monate Okto¬
ber, November r92i.

II. Der Teaernngszüscblag zu den in III c des Geldeinkom¬
mens vorgesehenen Kinderzuschlägen wird gleichfalls vom

I. Oktober 1921 ab festgesetzt auf:
a) 300 Proz. fflr Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr,
b) AJslU Proz. ffir Kinder vom 7. bis zum vollendeten 18. Le-

hnmfahr
Wegen der Auszahlung des Teuerungszuschlags zu den
Kinderzuschfägen gut das im Abs. I Satz 2 Bestimmte.

III. Die Parteien sind sich darüber c;ikr. daß die Bemessung
des Zuschlags von 40 Proz. (Abs. I) und des Teuerungszuschlags

zu den Kinderzuschlögen (Abs. II Satz 1) die künftige Regelung
der Bezüge der Angestellten nicht beeinflussen darf. —

Es wurde ferner über die Industriezulage verliandclt.
D\e Kollegen bei den rn Frage kommenden Berufsgenossen¬
schaften müssen diese veranlassen. Anträge gemäß Ziffer 17 des
Tariis zu stellen. Soweit Oberschlesien in Frage kommt«
wird der Arbeitgeberverband den Berufsgenossenschaften di<?
Stellung solcher Anträge empfehlen.

Die Gatifachgruppenkonferenz der Krankenkassenangestell¬
ten in der Provinz Hessen-Nassau und Freistaat Hessen tagte
am Sonntag, 11. September, in Frankfurt a. M. Es waren
68 Delegierte und Gäste anwesend. Vom Hauptvorstand nahm
Kollege Brenke, von der Gauleitung Kollege Hcmpei an der
Tagang teil. Folgende Tagesordnung staml zur Beratung:
1. Unser neuer Reichstarifvertrag. 2. Stellungnahme zum Erlaß
Stegerwald und Festlegung einheitlicher Richtlinien gegenüber
den Verfügungen der Oberversicherungsämter Wiesbaden und
Cassel. 3. Bericht über den Tarifabschluß im Freistaat Hessen
und Festlegung von Richtlinien für die Eingruppierung. 4. Die
Reichsiachgruppcnkonfercnz in Magdeburg am 18. September
1921 und Wahl der Delegierten. 5. Neuwahl der Gauiach«
gruppenvorstände für Hessen und Hessen-Nassau.

Kollege Brenke (Berlin) schilderte die großen Schwierig¬
keiten, die der tariflichen Regelung der Gehaltsverhältnisse der
Krankenkassenangestelitcn speziell in Preußen bisher noch
immer entgegenstünden. Durch die letzten Tarifverhamilungen
mit dem Hauptverband Deutscher Ortskrankenkassen wurde
die Besoldung aus dem Tarifvertrag herausgenommen. Sie muß
fernerhin bezirklich, unter Umständen auch örtlich geregelt
werden. Nur der Mantel bleibt bestehen. Der Hauptkampf
muß auf die Beseitigung der Fußangel der Reichsversieherungs¬
ordnung und des Stegcrwaklschen Erlasses gelegt werden, erst
dann wurden klare Rechtsverhältnisse für die Kollegcnschaft
eintreten. Vorläufig muß in den Bezirken und in den Orten die
ganze Kraft der Organisation zusammengefaßt werden, um eine
möglichst günstige Gehaltsregelung zu erzielen.

Kollege Fuchs (Frankfurt a. M.) hebt die Schwierigkeiten
hervor, die speziell den Kollegen der Frankfurter Ortskranken¬
kasse und der Provinz Hessen-Nassau aus den Erlassen der
beiden in Frage kommenden Oberversicherungsämter erwach*
sen. Dabei sei auffällig, daß die Verfügung des Obervcrsiche-
rungsamts Cassel die Kollegen noch um Ibis 2 Gruppen schlech¬
ter stellt als die des Oberversicherungsamts Wiesbaden. So
sah letztere für die Kontrolleure und Beitragserheber die
Gruppe 5, erstere die Gruppe 3 vor. In Hanau habe erfreulicher¬
weise der Kassenvorstand mit den Kollegen solidarisch den
Beschwerdeweg beschritten, wahrend der Vorstand der Allge¬
meinen Ortskrankenkasse Frankfurt a. M. den Beschwerdeweg
ablehnte. Die Organisation habe ihn aus sich beschritten.

Dann berichtete Koüege Hempel (Frankfurt a. M.), daß es
im Freistaat Hessen der Krankenkassen^ erband gewesen sei«
der einer befriedigenden Gehaltserhöhung erheblichen Wider¬
stand entgegensetzte. Nach monatelangen, mühevollen Ver¬
handlungen sei es endlich gelungen, einen Tarif abzuschließen«
der. wenn er auch nicht in allen Teilen befriedige, der Kollcgen-
schaft doch eine erheblich bessere Besoldung und mindestens
den Vorteil bringt, daß jetzt auch im Freistaat Hessen klare
Rechtsverhältnisse bestehen.

In der Aussprache schildert Koüege Kissel (Frankfurt a. M.)
die Lage der dortigen Kollegenschaft. Es würden leider an der
Ortskrankenkasse Frankfurt a. M. Gehälter von 1080 bis 1300
Mark fiir eine große Zahl von Kollegen bezahlt. — Koüege
Schabel (Hanau a. M.) wandte sich scharf gegen den Krankeu-
kassenverband und seinen Vorsitzenden Fräßdorf. — Kollege
Hasenzahl (Erbach) bemerkte, daß es in seiner Kasse gelungen
sei, eine enigermaßeu günstige Gehaltserhöhung zu vereinbaren«

Kollege Brenne führt nochmals aus, daß der Verbamisvor¬
stand keine Schritte unversucht gelassen hat, um den Steger-
waldschcn Erlaß zu Fall zu bringen.

Die folgenden Entschließungen wurden einstimmig ange¬
nommen:

..Die am 11. September 1921 in Frankfurt a. Main tagende
Gaufachgruppenkonferenz der Krankenkassenaneestellten für die
Provinz Hessen-Nassau und den Freistaat Hessen nimmt
Kenntnis von dem Bericht über die Reiehstarifvereinbarungen
sowie dio bezirklichen Vereinbarungen für den Freistaat
Hessen.

Unter Würdigung der sich aus dem § 355 der RVO. sowie
aus dem Erlaß des preußischen Wohifahrtsministcrs ergebende i

Schwierigkeiten gibt die Konferenz den getroffenen Verein¬
barungen ihre Zustimmung.

Die Gaufachgruppenkonferenz fordert die Beseif gung der
ihrem Tarifrecht sich entgegenstellenden Bestimmungen der
RVO. sowie des Stegerwaklschen Erlasses".

„Dic Gaufachgruppenkonferenz wolle beschüeßcft. der
Relchsnotiferenz zu empfehlen, den Kampf gegen die Be¬
stimmungen der §S 355 Abs. 2 bis 59. gc;;cn das Sperrgesetz und
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Z^zen den Stcgcrwaldschen Erlaß mit allen Mitteln fort¬

zusetzen und die Aufhebung der genannten Bestimmungen
durchzusetzen.

Wir seheji einen gangbaren Weg ip der Inanspruchnahme
1. der Gewerkschafts- und Afa-Kartclle,
2. des ADGB. und Afa-Bund,
3. der politischen Arbeiterparteien.
4. des ordentlichen Rechtsweges

und erwarten die nötigen Anweisungen durch den Haupt¬
vorstand44.

Die Kollegen KisscI-Frankfurt a. Main und Ferdinand Biirkcl

wurden a!s Delegierte zur Reichsfachgruppenkonferenz gewählt

Konferenz der Krankenkassenangestellten des Kreises Ulm.
Am 2. Oktober fand in Ulm eine Kreiskonferenz statt, zu der

insgesamt 34 Kollegen aus Ulm, Biberach, Blaubeuren, Feuerbach,
Qeißlingen, Göppingen, Langenau, Laupheim, Münsingen, Ravens¬
burg, Riedlingen, Saulgau und Stuttgart erschienen waren.

Kollege Fritz-Feuerbach erstattete Bericht über die am

18. September stattgefundene Reichsfachgruppenkonferenz, der

in zustimmendem Sinne entgegengenommen wurde.

Kollege Burkhardt-Stuttgart berichtete über den Verlauf
und das Ergebnis der Tarifamtssitzung vom 3. September, die

sich in der Hauptsache mit den auf unserer Eßlinger Landesver-

sammiung gestellten Forderungen beschäftigt hat. Die einmalige
Zulage sei abgelehnt worden, bezüglich Erhöhung der laufenden

Teuerungszulage hätten sich die Kassenvertreter bereit erklärt«
die erhöhten Zulagen, wie sie vom Reich für die Beamten be¬

willigt worden sind, auch den Krankenkassenangestellten zu ge¬

währen. Unsere Vertreter bestanden aber nach längeren Ver¬

handlungen auf einer Mindestzulage von monatlich 250 Mk. für

jeden Angestellten. Darüber seien aber die Kassenvertreter nicht

einig gewesen und hätten die weiteren Verhandlungen auf später
vertagt werden müssen. Diese sollen dann von einem un¬

parteiischen Vorsitzenden geleitet werden. Schließlich sei noch

ein vom Kollegen D. gestellter Antrag, vorläufig die staatlichen

Sätze ab 1. August zu gewähren, angenommen worden.

An diesen Bericht schloß sich eine längere gedankenreiche
Aussprache, in der von einigen Rednern das Verhalten des

Kollegen D. in der Tarifamtssitzung scharf kritisiert und als

ein Verstoß gegen die gewerkschaftliche Disziplin bezeichnet

wurde. Ein von den Ulmer Kollegen vorliegender Antrag auf

Aenderung der Gruppierung bei Wiederabschluß des Tarifver¬

trags, soll der nächsten Landeskonferenz, die voraussichtlich

im Dezember stattfindet, überwiesen werden.

Nachdem sich noch der neue Gauleiter. Kollege Böhme, der

Versammlung vorgestellt hatte mit der Versicherung, daß er den

Krankenkassenangestellten, die er als die Pioniere der Ange¬
stelltenbewegung pries, stets die größte Aufmerksamkeit widmen

werde, konnte der Versammlungsleiter die schön verlaufene
Konferenz schließen.

Knappscbaftsangesteffte nnd Beamteneigenschaft Gegen
die beabsichigte Uebcrniiirung der Knappschaftsaagestellten in

das Beamtenverhältnis hat der Zentralverband der Angestellten
durch einstimmige Annahme folgender Entschließung Stellung
genommen:

„Die vom 3. bis 5. November 1921 in Rothenburg o. d. T.

tagende Konferenz des Beirats und Verbandsvorstandes des

Zentralverbandes der Angestellten legt schärfste Verwahrung
dagegen ein, daß die Vierzehner-Kommission zur Vorberatung
eiues Reichsknappschaftsgesetzes mit Stimmenmehrheit be¬

schlossen hat« die Knappschaftsangestellten durch das geplante
Reichsknappschaftsgesetz zwangsweise zu Staatsbeamten zu

machen, trotzdem die gesetzliche Vertretung dieser Angestell¬
ten, die Betriesräte aller deutschen Knappschaftsvereine, auf

ihrer Tagung am 17. und IS, Juni in Halle sich einmütig dagegen

ausgesprochen haben.
Die Konferenz fordert mit allem Nachdruck vom Reichs-

arbeitsministerium. daß im Regierungsentwuri den Forderungen
der Ki appschaftsangestellten Rechnung getragen wird.44

Rechtsprechung.
Durch die in Nr. 15 des Uebereinkommens zwischen dem

Arbeltgeberverband Deutscher Bern»sgenossenschaften uad ver¬

schiedenen Angestelltenverbänden vom 14. November 1*1* ge¬

schaffenen Schiedsgerichtsinstanzen wird die Zuständigkeit des

nach § 705 RVO. angerufenen Beschlußsenats des Reichsver¬

sicherungsamts zur Entscheidung der Frage, ob die Kündigung
eines Angestellten nach den Vorschriften dar Dienstordnung
einer Berufsgenossenschaft und der Reichsversieherungsordnung
zulässig gewesen ist« nicht berührt

Dem Sekretär einer Berufsgenossenschaft war von deren

Vorstand das Dienstverhältnis gekündigt worden. Hiergegen
hatte der Angestellte gemäß S 7it5 RVO. Beschwerde erhoben

Bad dabei unter anderem geltend gemacht, daß die Kündigung
gegen die Vorschriften der Reichsversieherungsordnung und die

Bestimmungen der Dienstordnung der Berufsgenossenschaft ver¬

stoße. In diesem Beschwerdeverfahren war auch die Frage zu

prüfen, ob «ad inwieweit durch das zwiseheo dem Arbeitgeber¬

verband Deutscher Berufsgcriosscnschaften und verschiedenem
Angestelltenverbänden abgeschlossene Tarifübereinkommen
vom 14. November 1919 dic Zuständigkeit des Boschlußsenats
zur Entscheidung der hier streitigen Fragen berührt worden ist«
Hierzu hat das Reichsversicherungsamt, Abteilung für Unfall¬

versicherung. III. Beschlußsenat, in der Entscheidung vom

21, Juni 1920 (I 44/19. III. B. S.) folgendes ausgeführt:
Das am 14. November 1919 in Krait getretene Uebereinkoms*

men zwischen dem Arbeitgeberverband Deutscher Berufsgenos¬
senschaften und verschiedenen Angestelltenverbänden hat auf
das vorliegende Verfahren keinen Einfluß. Es brauchte nicht
darauf eingegangen zu werden, ob und inwieweit durch
d.e in Nr. XV des Abkommens vereinbarten Schiedsgerichts¬
instanzen die Zuständigkeit des Reichsversiche¬
rungsamts zur Entscheidung der in § 705 RVO. angeführten
Streitigkeiten überhaupt beseitigt werden kann, denn
die dort bezeichneten Schbchtungsausschüsse sind nach dieser

Nr. XV nur zuständig zur Entscheidung etwaiger Streitfrage^
über die Auslcguug und Anwendung der in dem Uebereinkom¬
men getroffenen Bestimmungen. Diese Bestimmungen sind
aber nicht an Stelle der bei den einzelnen Berufsgenossenschaf¬
ten bestehenden Dienstordnungen getreten, sondern ändern diese
nur im Umfang der getroffenen Vereinbarungen ab. Dieses er¬

gibt sich aus Nr. XIV des Uebereinkommens, wonach die Vor*
stände der dem Arbeitgeberverband angehörenden Berufs¬
genossenschaften sich verpflichtet haben, dafür einzutreten, daß

widersprechende Bestimmungen der Dienstordnungen mit dem
Inhalt des neuen Abkommens in Einklang gebracht werden
sollten. Bezüglich der Kündigung von Angestellten ist Jedoch
in Ziffer 9 des Uebereinkommens nur dic Frist für ständige, noch
nicht lebenslänglich Angestellte auf 3 Monate zum Schluß eines

Kalendervierteljahres festgesetzt. Für die Zulässigkeit von

Kündigungen gelten daher nach wie vor die Dienstordnungen
der einzelnen Berufsgenossenschaften. Das gilt auch für die

Frage, ob einem Angestellten als Beschäftigungszeit bei der einen

Berufsgenossenschaft auch die Beschäftigungszcit bei der ande¬

ren Berufsgenossenschaft anzurechnen ist und er deshalb aus

jedem oder nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden
kann. Denn Nr. VIII Abs. 2 des Uebereinkommens bestimmt

eine solche Anrechnung nicht für die Beschäftigungszeit sondern
nur für die Berechnung der Dienstzeit, die für die Pensions¬
fähigkeit entscheidend ist Da es sich also im vorliegenden Ver¬
fahren um die Frage handelt ob die Kündigung des Beschwerde¬
führers nach den Vorschriften der Dienstordnung und der

Reichsversieherungsordnung zulässig gewesen ist, kann auch die

Zuständigkeit des Beschlußsenats keinesfalls zweifelhaft sein,
zumal da die Rechtzeitigkeit der Kündigung auch auf Grund
von Ziffer 9 des Abkommens nicht streitig ist und nicht streitijr
sein kann.

Entziehung der Invalidenrente bei Schwerkriegsbeschädigten.
(Revisionsentscheidung des Reichsversicherungsamtes vom

26. Mai 1921 IIa 1590-I86).
Gründe: Die Feststellung des Oberversicherungsamtes*

daß bei dem Kläger Invalidität im Sinne des § 1255 der Reichs¬
versieherungsordnung nicht vorliegt, entbehrt einer ausreichen¬

den Begründung und wird insbesondere durch das letzte Gut¬

achten des Dr. B. nicht gestützt Wenn Dr. R in seinem Gut¬

achten sagt, daß der Kläger durch den Verlust des rechten

Armes an allen Arbeiten behindert ist, die unbedingt das Vor¬

handensein dieses Armes erfordern, so wird dies bei einem Ar¬

beiter, wie es der Kläger ist in der Regel den größten Teil aller

Arbeiten umfassen und ihn dadurch in weitem Umfange er«

werbsunfähig im Sinne des Gesetzes machen. Auch die Stel¬

lung als Stadtbote läßt sich nicht ohne weiteres als eine einen

dauernden Verdienst ermöglichende Tätigkeit ansehen« bei der

das Vorhandensein des rechten Armes nicht erforderlich ist da

sie sich nicht auf Botengänge und dergleichen beschränkt,
sondern sich auch auf andere Arbeitsleistungen erstreckt« die

sich mit einem Arm nicht verrichten lassen. Daraus, daß ein

derartig Verletzter eine solche Stelle hat und auch längere Zeit

behält weil ihm möglicherweise wegen des Armverlustes nur

l>estimmte Arbeiten übertragen werden und auf ihn seitens

seines Arbeitgebers und seiner Mitarbeiter Rücksicht genommen

wird, folgt dalier noch nicht, daß er diesen Bei uf auch tat¬

sächlich ausfüllen und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt das

erforderliche Mindestdrittel verdienen kann. Nach den bisherigen
Feststellungen des Obcrvcrsicherur.gsamtes mag es zutreffend

sein, daß der Kläger in seiner Stellung als Stadtbote mehr als

das gesetzliche Mindestdrittel verdient hat. Diese Tatsache

allein reicht aber zur Feststellung des Grades seiner Erwerbs¬

fähigkeit nicht aus. Der Verdienst kann nur dann als Maßstab

gelten, wenn er das tatsächliche Entgelt für die Arbeitsleistungen
darstellt. Dieser Gesichtspunkt ist bei Kriegsvcrlctzten von be¬

sonderer Bedeutung, weil bei deren Einstellung und Entlohnung
möglicherweise gerade auf ihre Verletzung und herabgesetzte
Erwerbsfähigkeit Rücksicht genommen wird. In Fällen, in denen

der übliche Lohn auch dei ia oen Betrieb eingestellten Schwer*
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verletzten ohne Berücksichtigung ihrer geringen Arbeitsfähigkeit

gezahlt wird. ebenso wie in FlHen« n denen Wohlwollen oder

Mitleid für die Bemessung der Lohnhöhe Britbestimmend ge¬

wesen sind, bedarf ei daher der PrüLmg. inwieweit der ge¬

währte Lohn der Arbeitsleistung entsnr cht. Auch in vor¬

liegendem Falle hatte es einer solchen Prüfung bedurft die sich

nach darauf bitte erstrecken müssen, ob die Arbeltstltigkeit des

Küfers die Gewahr einer gewissen Dauer in seh trug, nicht

nur auf der Ausnutzung einer besonders günstigen Arbeits¬

gelegenheit beruhte und dem Kl die Aussicht eröffnete, auch

auf dem allgemeinen Arbe kl eine »lebe Arbeitsgelegenheit

zu finden. In letzter Beziehung kann es nicht genügen, jemanden,

der den Arbeitsarm verloren hat. kurzweg auf Boten-, Pibrtner-

oder Aefseberstetlen EU verweisen, da einmal derartige Stellen

rur in beschränkter Zahl vorhanden sind, dann a!>er auch in

den niesten Pillen mindestem zu einem Teil Leistungen ver¬

langen, die sich mit einem Arm nicht ausführen lassen. Bei

geringeren Leistungen wird dies auf die Entlohnung von Einfluß

sein, so daß es aus diesem Grunde fragl ch wird, ob der Ver¬

letzte in einer solchen Stelle das Mindestdrittel verdienen kann,

zumal wenn es sich um einen nach seinem früheren Berufe höher

gelohntes Arbeiter handelt.

Wenn das Oberversicherungsarnt von einer gewissen Ge-

wnhnungsze.t spricht, die für den Kläger längst verstrichen sei,

so Iflßt sich der Anwendung des BefT ffs Jer Gewöhnung in

dieser Weise ebenfalls nicht beitreten. Es ist al'erdings davon

auszugehen, daß die Gewohnung an den krankhaften Zustand

für die Frage der Wiedererlangung der Erwerhsfähigkct von

erhehlichem Einfluß sein kann. Von einer Gewohnung im

eigentlichen Smne wird nicht gesprochen werden können, wenn

es sieh um den Verlust eines wichtigen Gliedes handelt. Der

gelegt und es kann dahingestellt bleiben, ob die Zustellung vom

I Mai 1920 Wirksam war. obwohl entgegen der Vorschrift im

S 3 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 Reichsgesetzblatt
Seite 1015, nicht eine Ausfertigung, sondern nur eine Abschrift

des Urteils zugestellt worden ist, und ob angesichts der Be¬

stimmungen im Art. 900a des Friedensvertrages, betreffend die

Hemmung aller Ver)ähruogs-, Ausschluß- und Verial'iristen für

die Kr; jj lauer in Verbindung mit § 1 des Gesetzes vom 3. Apri!
1920, Reichsgesetzblatt Seite 445. die Rekursfrist überhaupt erst

mit dem 16. August 1900 zu laufen begann.

In der Einlegung des Rekurses durch den Kläger, der die

durch den Prof. Lahriola für ihn eingelegte Berufung gegen

des Endbescheid der Beklagten vom 19. Februar 1919 als eifte für

iha wirksame angesehen wissen will, liegt zugleich die nach¬

tragliche Genehmigung dieser Berufungseinlegung, so das aus

mangelnder Vollmacht des Labriola zur Berufungseinlegung her¬

geleitete Bedenken gezen dic Wirksamkeit derselben. Die Ein-

kfung der Berufung bereits am 7. April 1919, obwohl der an¬

gegriffene Endbescheid dem Kläger erst am IL April 1919 zu¬

gestellt wurde, beeinträchtigte die Wirksamkeit der Berufung
nicht: Sie war wirksam, wenn sie nur nach Erlassung des an¬

gefochtenen Endbescheides rechtzeitig eingelegt wurde. (Rekurs-

aatscheidnnf 2132. Amtliche Nachrichten des Reichsversiche¬

rungsamtes 19()6 Se te 208, Handbuch der Unfallversicherung
Band 1 Seite 500 Anm. 5 zu § 76 des Gewerbennfallversiche-

rungsgesetzes.) Das angefochtene Urteil leidet hiernach zum

mindesten insoweit an einem wesentlichen Mangel des Ver¬

fahrens, als das Oberversicherungsarnt es unterlassen hat, von

Amts wegen die Beibringung der Vollmacht des Prof. Labriola

oder die nachträgliche Genehmigung der Berufungseinlegung
seitens des Klägers herbeizuführen, während es andererseits

Verlust eines Armes oder Beines laßt sich nicht ersetzen. Wohl ebenfalls Prof. Labnola, dem es die Eigenschaft als Bevoll

aber macht sich nach ärztlichen und allgemeinen Erfahrungen

in solchen Fällen eine Anpassung der gesunden Glieder in dem

Sinne geltend, daß sie es lernen, für das gebrauchsunfähig ge¬

wordene oder verlorene Glied bis zu einem gewissen Grade

einzutreten und seine Tätigkeit mit zu übernehmen. Auch kann

dem Verletzten das Fehlen eines Gl.edes dadurch weniger

empfindlich gemacht werden, daß er sich einem anderen Berufe

zuwendet, in dem er seiner Hilfe weniger bedarf, oder daß er

den Gebrauch eines künstlichen Gliedes erlefnt das ihm man¬

cherlei Arbeit ermöglicht. Endlich kann eine Gewöhnung dann

angenommen werden, wenn der Verletzte sich neue Fertigkeiten

angeeignet hat, die ihn zur Arbeit wieder befähigen. Diese

Grundsätze sind bei der Frage der Gewöhnung zu 'beachten.

Das darf aber nicht dazu führen, eme Gewöhnung in diesem

Sinne ohne weiteres nach einem gewissen Zeitablauf anzu¬

nehmen. (Zu vergleichen hierzu die auf dem Gebiete der Unfall¬

versicherung ergangene Rekursentscheidung 2540, Amtliche Nach¬

richten des Reiclisversicherungsamtes 1912 Seite 180.) Ins¬

besondere ist bei schweren Krie^sverletzten. wie es der völlige

oder teilweise Verlust eines Armer oder Beifces ist, zu be¬

achten, daß, selbst wenn ein sehr hoher Grad der Anpassung

e»rächt ist der Verletzte dauernd in seiner Erwerbsunfähigkeit
erheblich beschrankt und von der Grenze der Invalidität nicht

weit entfernt bleibt. Wenn es sich um die Frage handelt, ob

ein derartig Verletzter um ein ger.nges ül>er oder unter der

li.vallditätsgrenze steht, bedarf es einer besonders sorgfältigen

Prüfung der Begleitumstände, ob in dem betreffenden Einzelfalle

eine solche Gewöhnung tatsächlich eingetreten und für de Be¬

urteilung des Grades der Erwerbsfähigkeit von Einfluß ist. Eine

Verallgemeinerung verbietet sich schon deshalb, weil die Ge¬

wöhnung je nach den Anlagen und Eigenschaften des Verletzten

früher oder später eintreten kann. Wenn das Oberversicherungs¬

arnt trotzdem ohne eine solche Prüfung eine Gewöhnung des

Klägers in seinem Zustande angenommen hat, so beruht dies auf

einer unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts.

D.e Entscheidung des ()!>erversicherungsamtes war aus

diesen Gründen aufzuheben (§ 1697 Nr. 1 der RVO.).

Berufung*, und Rekurseinlegung durch einen italienischen

Bevollmächtigten. (Rekursentscheidung des Rcichsversicherungs-
amtes vom 20. \pril 1921. Nr. la 1576-20*).

G r ü nde: Eine Zustellung des angefochtenen Urteils an den

Kläger persönlich hat, wie er behauptet erst am 3. Mai 1920

stattgefunden. Die Rekursschrift ist am 29. Mai 1920,

also binnen der m § 128 der RVO. vorgeschriel>enen Frist

von einem Monate seit jener Zustellung bei dem Reichsversiche¬

rungsamt ehlge rangen. Diejenige Zustellung des Urteils, die das

Oberversicherungsamt Im Oktober 1920 durch eingeschriebenen
Brief vom 20. Oktober 1919 BH den Prof. Labriola veranlaßt hat,

braucht der Kläger nicht fe;ezen sich gelten zu lassen, weil das

Oberversicherangsamf in dem von ihm erlassenen Urteile aus-

dnicklich ausgesprochen hat, daß Lahriola zur Vertretung des

Klägers nicht befugt gewesen sei, das Urteil also, wenn es dem

Kläger gegenüber wirksam werden sollte, ihm selbst zugestellt
werden mußte. Der Rekurs ist daher jedenfalls rechtzeitig ein-

mächtigton ausdrücklich absprach« allein zu der mündlichen Ver¬

handlung einlud, auf der das Urteil beruht (Handbuch der Un¬

fallversicherung Band 2 Seite 587 Anm. 4). Das Urteil war

deshalb aufzuheben und das Reichsversicherungsamt hat jedoch
davon abgesehen, die Sache in die Vonnstanz zurückzuver¬

weisen, weil die Sache selbst entscheidungsreif ist. (§ 1715

der RVO.).
Es folgen die weiteren Ausführungen der Rekursentschcidum:.

die hier ohne Interesse sind.

Literatur.

Die Reichsversieherungsordnung mit Einführungsgesetz in

ihrer jetzigen Fassung mit allen für die Rechtsübung wichtigen,

zu ihrer Aenderung oder Ausführung ergangenen reichsrecht-

hchen Vorschriften. Von Geh. Reg.-Rat Dr. H. Schulz, Mini¬

sterialrat im Reichsarbeitsministerium. Preis des über 50t)

üroß-Oktavseiten starken Werkes 52 Mk. Verlag von Reimar

iiobbing. Beriin SW.6I.

Das Buch kommt einem dringenden Bedürfnis der Praxis

entgegen, die sich in dem W'irrsal der Novellen zur Re chsver-

sicherungsordnung nicht mehr zurechtzufinden vermag. Es gibt
die Reichsversieherungsordnung in ihrer jetzigen Fas¬

sung wieder und enthält außerdem alle flr de Kranken-,
Unfall- und Invalidenversicherung ergangenen Gesetze. Bekannt¬

machungen und Verordnungen, soweit sie noch praktische Be¬

deutung haben, ebenfalls in ihrer geltenden Fassung. Aenderun¬

gen des ursprünglichen Gesetztextes sind durch lateinischen

Druck hervorgehoben. Auf die wechselseitigen Beziehungen
der einzelnen Vorschriften ist überall hingewiesen. Die No¬

vellen sind erläutert. Erwünscht wird dem Praktiker sein,
daß sowohl zur Reichsversieherungsordnung we zu den Novel¬

len besonders w.chtige oberstrichterliche Entschei¬

dungen angeführt sind. Reichsrechtliche AusfiihrungsbeMim-

mungen zu einzelnen Vorschriften der Reichsversieherungsord¬

nung s^d bei diesen abgedruckt. Auf die Hervorhebung der

leitenden Grundgedanken der Gesetzgebung hat der

Verfasser besonderen Wert gelegt und in einem dem Werk vor¬

ausgeschickten systematischen Ueb erblick der Aen¬

derungen der Gesetzgebung zusammengestellt. Auf beabsich¬

tigte Aenderungen der Gesetzgebung ist stets hingewiesen. Da

bis zu dem von der Reichsregierung in Ausseht gestellten Um¬

bau der Sozialversicherung noch weitere Novellen zur Reidis¬

versicherung ergehen werden, will der Verlag durch Lieferung

von Nachträgen es ermöglichen, das Buch auf dem laufenden

zu erhalten. — Das Werk ist für jeden Praktiker in der Soz al-

rersicherung unentbehrlich«

Berichtigung. In dem Auisatz „Das badische Für-

sorgegesetz für Gemeinde- und Körperschafts-
bcamte" in der Nr. 21 dieser Zeitschrift hat sich ein

Fehler eingestellt. Auf Seite 162 am Anfang des 4. Absatzes

muH es heißen: „Bei neun Dienstiahren betrügt das Ruhegehalt
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